
DECKBLATT NR. 4 ZUM

BEBAUUNGSPLAN NR. 02-62/1a
"Südlich Klötzlmüllerstraße - Verlängerung

Sylvensteinstraße"

MIT INTEGRIERTEM GRÜNORDUNGSPLAN
Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13 a BauGB

Für die Aufstellung des Entwurfes

Landshut, den ..................
Baureferat
Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung

Reisinger
Bauoberrat

Landshut, den ..................
Baureferat

Doll
Ltd. Baudirektor

AMT FÜR
STADTENTWICKLUNG

Aufgrund des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722) und Art. 23
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern GO i.d.F. der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S.
796), zuletzt geändert durch Art. 9a Abs. 2 des Gesetzes vom 22.12.2015 (GVBl. S. 458) sowie Art. 81 Abs. 2
Bayer. Bauordnung - BayBO - i.d.F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588), zuletzt geändert
durch § 3 des Gesetzes vom 24.07.2015 (GVBl. S. 296) erlässt die Stadt Landshut die Satzung:



Die Bebauungsplanänderung wurde als Entwurf vom Stadtrat am ...................... gebilligt
und hat gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und § 3 Abs. 2 BauGB in
der Zeit vom ...................... bis ...................... öffentlich ausgelegen. Ort und Dauer der
Auslegung wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. ...... am ......................
bekanntgemacht.

Landshut, den ......................

Der Stadtrat hat gem. § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 81 Abs. 2 BayBO am ...................... die
Änderung des Bebauungsplanes als Satzung beschlossen.

Landshut, den ......................

Nach Abschluss des Planänderungsverfahrens ausgefertigt.

Landshut, den ......................

Der  Satzungsbeschluss  der Bebauungsplanänderung  und  die  Stelle,  bei  welcher der
Plan während der Dienstzeiten von jedermann eingesehen werden kann und über den
Inhalt Auskunft zu erhalten ist, wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. ......
am ...................... bekanntgemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan
gem. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.

Oberbürgermeister

Oberbürgermeister

Oberbürgermeister

Oberbürgermeister

Der Beschluss zur Änderung des Bebauungsplanes wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB vom
Stadtrat am ...................... gefasst und ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. ......
am ...................... bekanntgemacht.

Landshut, den ......................



A: FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

Zahl der Vollgeschosse in römischen Ziffern

z. B: 2 Vollgeschosse als
Höchstgrenze

Art und Maß der baulichen Nutzung

Allgemeine Wohngebiete
(§ 4 BauNVO)

Bauweise, Baulinie, Baugrenze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 u. 23 BauNVO)

Baulinie

Baugrenze

Geschlossene Bauweise

Grenze des räumlichen
Geltungsbereiches des
Bebauungsplans
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Grundfläche max. in m²

Geschoßfläche max. in m²

Grenze des räumlichen
Geltungsbereiches des
Deckblattes Nr. 4

2 Vollgeschosse zwingend
vorgeschrieben

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Haupterschließung

Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung

Verkehrsberuhigter Bereich

öffentliche Wege
Rad- und Fußweg

Straßenbegrenzungslinie auch
gegenüber Verkehrsflächen
besonderer Zweckbestimmung

Ein- / Ausfahrt Tiefgarage

Flächen für Ver- und
Entsorgungsanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

Flächen für Ver- und
Entsorgungsanlagen

Container-/
Abfallbehälterstandorte

Private Verkehrsfläche
nicht einfriedbar

Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

private  Grünfläche, Hausgarten

öffentliche Grünfläche,
Straßenbegleitgrün

private  Grünfläche Straßenraum,
nicht einfriedbar

zu pflanzender Baum

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

zu entfernendes Gehölz

WA

z. B: II

GR

GF

II

g



St

TGa

FÜ

P

Flächen für Stellplätze, Garagen und
Gemeinschaftsanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für
Nebenanlagen, Stellplätze,
Garagen und
Gemeinschaftsanlagen

Stellplatz, privat

Sonstige Planzeichen

Tiefgarage

Fahrräder, überdacht

Stellplatz, öffentlich

Sonstige Festsetzungen

Flachdach, extensiv begrünt,
Dachneigung max. 3 %

bestehende Grundstücksgrenzen

Vorschlag einer
Grundstücksteilung

Flurstücksnummer

Schnitte

Rampe

Gebäude, Bestand

Anbauzone

Fassaden mit Auflagen zum
Schallschutz
(siehe Ziff. 4. der Satzung)

B: HINWEISE DURCH PLANZEICHEN

FD

3456/1

11

C: FESTSETZUNGEN DURCH TEXT

Soweit im Plan nichts anderes bestimmt, gelten für die Bebauung des gesamten Gebietes die Bestimmungen
der BayBO, - i.d.F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588), zuletzt geän-dert durch § 3 des
Gesetzes vom 24.07.2015 (GVBl. S. 296), und der BauNVO i.d.F. vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt
geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548).

1. Rechtskräftiger Bebauungsplan
Die Festsetzungen und Hinweise des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 02-62/1a "Südlich
Klötzlmüllerstraße - Verlängerung Sylvensteinstraße" vom 19.04.1996 i.d.F. vom 11.07.2001 -
rechtsverbindlich seit 05.11.2001 - gelten fort, sofern durch das vorliegende Deckblatt keine
anderweitigen Festsetzungen und Hinweise getroffen werden.

2. Art der baulichen Nutzung
Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass im „Allgemeinen Wohngebiet“ die ausnahmsweise
zulässigen Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nrn. 4 und 5 BauNVO nicht zugelassen werden.

3. Maß der baulichen Nutzung
Außerhalb der Baugrenzen sind Balkone nur innerhalb der gemäß Einschrieb in der Planzeichnung
festgesetzten Anbauzone zulässig, wenn sie nicht mehr als 1,50m vor die Außenwand vortreten,
einzeln eine Breite von max. 4,0m und in Summe eine Breite von max. der Hälfte der zugehörigen
Gebäude-Fassadenlänge nicht überschreiten.



4. Immissionsschutz

4.1 Im Anschluss an die im Plan mit Auflagen zum Immissionsschutz gekennzeichneten Fassaden sind
Außenwohnbereiche (z. B. Balkone, Terrassen) nur zulässig, wenn diese durch vorgehängte
Glasfassaden, Glaselemente oder andere bauliche, gleichwertige Lärmschutzmaßnahmen so
abgeschirmt werden, dass der Immissionsgrenzwert der 16. BImSchV IGWWA,Tag = 59 dB(A)
eingehalten wird. Der Nachweis der Einhaltung des Immissionsgrenzwertes ist im
Einzelbauvorhaben zu erbringen.

4.2 Alle gemäß DIN 4109 schutzbedürftigen Aufenthaltsräume, die durch Außenwandöffnungen (z.B.
Fenster, Türen) in den in nachfolgendem Plan mit Auflagen zum Immissionsschutz
gekennzeichneten Fassaden belüftet werden müssen, sind zur Sicherstellung ausreichend niedriger
Innenpegel mit schallgedämmten automatischen Belüftungsführungen/systemen/anlagen
auszustatten. Deren Betrieb darf in einem Meter Abstand Eigengeräuschpegel LAFeq ~ 20 dB(A)
nicht überschreiten und muss auch bei vollständig geschlossenen Fenstern eine Raumbelüftung mit
ausreichender Luftwechselzahl ermöglichen. Alternativ können auch andere bauliche
Lärmschutzmaßnahmen ergriffen werden, wenn diese nachweislich schallschutztechnisch
gleichwertig sind.

4.3 Die Luftschalldämmungen der Umfassungsbauteile von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen
müssen den diesbezüglich allgemein anerkannten Regeln der Technik genügen. In jedem Fall
sind die Mindestanforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen gemäß der Tabelle 7
der DIN 4109-1 (2016) zu erfüllen.

4.4 Die Tiefgarage ist gemäß dem Stand der Technik zur Lärmminderung zu errichten. Das Garagentor
sowie Regenrinnen im Bereich der Ein- und Ausfahrt der Tiefgarage sind so zu errichten, dass keine
impulshaltigen Geräusche bei der Überfahrt der Regenrinnen bzw. beim Öffnen und Schließen des
Garagentores entstehen. Die Fahrbahnoberfläche der Ein- und Ausfahrt ist zu asphaltieren oder mit
einer schalltechnisch gleichwertigen Oberfläche zu versehen.

D: HINWEISE DURCH TEXT
Energie
Zur Förderung der Energieeinsparung wird insbesondere auf die Energieeinsparverordnung (EnEV) und das
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) in der jeweils gültigen Fassung hingewiesen.
Entsprechend müssen bei Neubauten die Nachweise zum Energieverbrauch vorliegen und Erneuerbare
Energien für die Wärmeversorgung im gesetzlich geforderten Umfang genutzt werden. Das Energiekonzept
der Stadt Landshut vom 27.07.2007 ist zu beachten.

Baugrund
Bezüglich der Bodenverhältnisse und den daraus resultierenden Schlussfolgerungen für Gründung,
Bebaubarkeit, Versickerung sowie Ausbildung von Baugruben und Wasserhaltung wird auf das
Baugrundgutachten von Prof. Dr. Schweitzer vom 07.06.2000  verwiesen. Das Gutachten kann im Amt für
Stadtentwicklung und Stadtplanung eingesehen werden. Es wird empfohlen, für jedes Bauvorhaben ein
gesondertes Bodengutachten erstellen zu lassen.

Wasserdichte Bauweise
Es wird empfohlen, Keller auftriebssicher und in wasserdichter Bauweise (z.B. weiße Wanne) zu erstellen.

Wasserhaltung
Im Zuge der Baumaßnahmen können Bauwasserhaltungen notwendig werden. Diese sind vorab bei der Stadt
Landshut, Amt für öffentliche Ordnung und Umwelt, Fachbereich Umweltschutz zu beantragen.
Antragsformulare sind dort oder auf der Internetseite der Stadt Landshut (http://www.landshut.de) erhältlich.



Leitungsanlagen
Im Geltungsbereich befinden sich Leitungsanlagen der Stadtwerke und der Deutschen Telekom. Die Anlagen
der verschiedenen Netzbetreiber sind bei Bautätigkeiten zu schützen und zu sichern, bzw. dürfen nicht
überbaut und vorhandene Überdeckungen nicht verringert werden. Sollten Umverlegungen an diesen
Anlagen notwendig werden, sind rechtzeitig vor Baubeginn Abstimmungen mit den jeweiligen Netzbetreibern
herbeizuführen. Bei Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und
Entsorgungsanlagen" zu beachten.

Erdwärme / Heizölverbrauchsanlagen
Bezüglich der thermischen Nutzung von Erdwärme bzw. des Betriebs von Heizölverbraucheranlagen wird auf
die Anzeigepflicht gem. § 49 WHG i.V.m. Art. 30 BayWG und die ggf. notwendige Anzeige- und Prüfpflicht
gemäß Anlagenverordnung hingewiesen.

Kampfmittel
Im Zuge der Baumaßnahmen sind die Erdeingriffe durch eine Munitionsbergungsfirma zu überwachen und die
Sohle im Anschluss auf militärische Altlasten frei zu messen. Die Erdarbeiten sind vorab von der
Munitionsbergungsfirma beim staatlichen Sprengkommando anzuzeigen. Die grundsätzliche Pflicht zur
Gefahrenforschung und einer eventuellen vorsorglichen Nachsuche liegt beim Grundstückseigentümer. Das
„Merkblatt über Fundmunition“ und die Bekanntmachung „Abwehr von Gefahren durch Kampfmittel
(Fundmunition)“ des Bayerischen Staatsministerium des Inneren sind zu beachten.

Baumstandorte und Baumschutz
Standorte für Bäume in den privaten Grünflächen sind so auszubilden, dass für einen Baum mind. 8 m²
Vegetationsfläche gesichert sind. Der Wurzelraum ist 80 cm hoch mit Oberboden zu verfüllen. Vorher ist der
Untergrund zu lockern, so dass Wasser versickern kann. Einzelbaumscheiben oder Standorte für Bäume in
befestigten Flächen sind mit einem Drainagegießring pro Baum zu versehen. Eine eventuell später notwendig
werdende Entfernung der im Plan oder durch Text festgesetzten Bäume ist nur nach Maßgabe der
Verordnung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt Landshut (Baumschutzverordnung) vom
01.08.1987 (bekannt gemacht in der Nr. 17 des Amtsblattes der Stadt Landshut vom 27.07.1987) möglich.

Pflanzliste
Es sind ausschließlich heimische Obstgehölze, Laubbäume und Hecken gemäß Artenliste (siehe Anhang zur
Begründung), abgestimmt mit der Unteren Naturschutzbehörde, zu verwenden. Der gesetzlich
vorgeschriebene Grenzabstand für Bepflanzungen ist einzuhalten.

Versickerung
Bei der Versickerung von Niederschlagswasser sind die Vorschriften des WHG, des BayWG, der NWFreiV
sowie die einschlägigen technischen Regelwerke (TRENGW, DWA M 153, DWA A 138) zu beachten.
Unberührt davon bleibt, dass das Einleiten von Niederschlagswasser aus Versickerungsanlagen in die
Kanalisation per Notüberlauf unzulässig ist.

Landwirtschaft
Es wird darauf hingewiesen, dass Immissionen, die aus der Bewirtschaftung der angrenzenden
landwirtschaftlichen Flächen auch bei guter fachlicher Praxis entstehen können, im Planungsgebiet zu dulden
sind.

Verwertung und Entsorgung von Bodenmaterial, Oberbodensicherung
Bei allen Baumaßnahmen ist anfallender Oberboden ist soweit möglich für die Erstellung von Grünflächen
oder für landwirtschaftliche Kulturzwecke wieder zu verwenden. Er ist so zu schützen und zu pflegen, dass er
jederzeit wieder verwendungsfähig ist. Oberbodenlagerungen müssen in Mieten mit einer Basisbreite von
max. 3 m, einer Kronenbreite von 1m und einer Höhe von max. 1,5 m angelegt werden. Flächenlagerungen
dürfen nicht höher als 1 m sein. Oberbodenlager sind oberflächig mit einer Decksaat zu versehen.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verfüllung von Gruben, Brüchen und Tagebauten durch Bodenmaterial
mit hohem organischem Anteil (Oberboden, anmoorige und torfhaltige Böden) unzulässig ist. Beim Anfall
größerer Mengen sind mögliche, rechtlich und fachlich zulässige Verwertungs- und Entsorgungswege
(Materialmanagement) frühzeitig bei der Planung und im Rahmen von Aushubarbeiten zu berücksichtigen.
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E: FESTSETZUNGEN DURCH SCHNITTZEICHNUNG
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Maßstab  1 : 500
Plan zur genauen Maßentnahme nicht  geeignet!
Längenmaße   und   Höhenangaben  in   Metern!
Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung i.d.F
der Bekanntmachung vom 20.05.1990 (BGBI. I S.132)

Stand der Planunterlage: 09 - 2016

Landshut, den 15.07.2016
Amt  für  Stadtentwicklung
und Stadtplanung

geändert am: 23.12.2016
redaktionell geändert am 31.03.2017
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